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Sachverhalt 4 – Sozialstaatsprinzip

Nur nicht hungern

Im dualen System des Familienlastenausgleichs gibt es zum Ausgleich der allgemeinen Be-
lastungen, die mit dem Unterhalt, und der Betreuung von Kindern verbunden sind, für Eltern
nebeneinander Kindergeld und Kinderfreibeträge. Diese sind einkommensabhängig gestaffelt.

Wegen der anhaltenden Kritik an der „Privilegierung von Besserverdienenden“ wird das Bun-
deskindergeldgesetz mit einer knappen Regierungsmehrheit formell ordnungsgemäß vom
Bundestag geändert. In Zukunft sollen Eltern mit höheren Einkommen nur noch Sockelbeträ-
ge für Kinder erhalten, die um etwa die Hälfte unter den Beträgen liegen, die vorher ausge-
zahlt worden sind. 

Die Eltern E, die nun von der Kindergeldkasse weniger Geld erhalten, klagen dagegen und
tragen vor, die entscheidende Regelung des Kindergeldrechts sei verfassungswidrig. Das Ge-
richt schließt sich dieser Auffassung an; was darf das Gericht (nicht) tun?

Auch die Mitglieder der Opposition im Bundestag sind ebenfalls der Auffassung, das neue
Kindergeldrecht sei nicht verfassungsgemäß. Unter welchen Voraussetzungen wäre ein An-
trag der Abgeordneten an das BVerfG zulässig? Wäre der Antrag begründet?

Arme Bürgin

Die nicht erwerbstätige, sondern im Haushalt arbeitende Frau F hat für ihren Ehemann M eine
Bürgschaft für ein Darlehen bei einer Bank übernommen, mit dem dieser endlich seine Steu-
erberatungskanzlei erweitern will. Bei der Kreditaufnahme wurde über die Bürgschaft der F
auch nicht lange gesprochen; der Sachbearbeiter bemerkt, es sei ja selbstverständlich, dass
man als Ehepartner das Risiko mittrage. Schon ein halbes Jahr nach Auszahlung des Kredits
muss die Kanzlei jedoch Konkurs anmelden; M selbst ist zahlungsunfähig. Zudem trennt er
sich von Frau F. Die Bank wendet sich nun an F und fordert von ihr als Bürgin die Abzahlung
des Kredits. 

F will sich dagegen gerichtlich wehren. Sie möchte wissen, ob die Bürgschaftsübernahme
rechtlichen Bestand hat; sie sei da in etwas hineingeraten, das sie nicht habe abschätzen kön-
nen, und jetzt stehe sie nicht nur ohne Einkommen, sondern auch hoch verschuldet da.
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